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KantonSolothurnMittwoch, 1. September 2021

Zurück im Kantonsratssaal

Zum ersten Mal seit Pandemieausbruch tagt das Parlament wieder im Kantonsratssaal im
Rathaus. Dort nahmen amDienstag auch Sandra Kolly (CVP) und Peter Hodel (FDP) erst-
mals auf der Regierungsbank Platz. Wer kein Covid-Zertifikat vorweisen konnte, wurde
allerdings hinter eine Plexiglaswand verwiesen. Bild: Hanspeter Bärtschi

Submissionsgesetz
mit mehr
Heimatschutz

Beschaffungswesen Der Kan-
tonsrat hat oppositionslos den
Beitritt zur neuen interkanto-
nalen Vereinbarung und damit
verbunden einer Revision des
kantonalen Submissionsgeset-
zes zugestimmt. Damit werden
einerseitsdieRegeln fürdieVer-
gabeöffentlicherAufträgeunter
den Kantonen, aber auch zwi-
schen Bund und Kantonen har-
monisiert, anderseits legen die
Bestimmungen mehr Gewicht
auf den Qualitäts- gegenüber
dem reinen Preiswettbewerb.
InsbesonderedieserPunktwur-
de im Kantonsrat von allen Sei-
ten ausdrücklich begrüsst.

Dass der Regierungsrat in
diesem Zusammenhang auf-
grund der klaren Vernehmlas-
sungsforderungengegen seinen
ursprünglichenWillenaucheine
sogenannte Preisniveauklau-
sel indasGesetz aufgenommen
hat, stiess auf gewisse Skepsis.
Die Klausel erlaubt einen Aus-
gleich zwischen Offerten hiesi-
gerAnbieter gegenüber solchen
aus Billiglohnländern. Recht-
mässigkeit und Praktikabilität
dieser Regelung sind allerdings
umstritten. Man zweifle denn
auch, ob das Ziel der gleich lan-
gen Spiesse damit erreicht be-
ziehungsweise ob die Klausel
überhaupt häufiger angewen-
det werden kann, meinte etwa
Christof Schauwecker (Grüne,
Solothurn). Hingegen hat auch
das eidgenössische Parlament
dieKlausel indieBundesgesetz-
gebungaufgenommen,weshalb
sie auch im Kantonsrat im Sinn
der Harmonisierung einhellige
Zustimmung fand. (mou)

Gemeinden zahlen für Schuldenberatung
Das entschied der Kantonsrat amDienstag. Auch die Freiwilligenarbeit wurde neu geregelt.

Budget- undSchuldenberatung.
Freiwilligenarbeit. Selbsthil-
fe. Elternbildung. All diese An-
gebote waren bisher in Solo-
thurn nicht klar geregelt. Zum
Teil wurden sie vom Kanton fi-
nanziert und koordiniert, zum
Teil vondenGemeinden.Wobei
Letztere einfach einen freiwilli-
gen Beitrag leisten konnten.

DiesesSystembewährte sich
nicht. Und so wollte die Regie-
rungmit einer Revision des So-
zialgesetzes Klarheit schaffen.
Der Vorschlag der Regierung
sah folgendes vor: Für die Bud-
get- und Schuldenberatungen
sollen die Gemeinden aufkom-
men.Dennsiewürdendiefinan-
zielle Situation ihrer Bewohne-
rinnenundBewohnerambesten
kennen. Die Gemeinden kön-
nen laut Vorschlag selbst ent-
scheiden, wie sie das Angebot
gestalten.ObsieetwaeineFach-
person anstellen. Oder ob sie
eineLeistungsvereinbarungmit
einer Fachstelle eingehen. Klar
wäre einfach: Die Gemeinden
müssten etwas tun. Kosten-
punkt: Etwa fünf Franken pro
Jahr und Einwohner und Ein-
wohnerin.

Der zweite Punkt, die Frei-
willigenarbeit, soll gemäss
Regierung ebenfalls bei den
Gemeinden angesiedelt wer-
den. Denn dort werden diese

Arbeiten auch verrichtet, so die
Argumentation. Dafür sollen
fürdieElternbildungund fürdie
Selbsthilfe der Kanton die Ver-
antwortung übernehmen.

NurdieSVPistgrundsätzlich
dagegen
Die Vorlage wurde von den
meisten Fraktionen positiv auf-
genommen. Man hoffe, damit
seien die Zuständigkeiten und
Finanzierungsfragen nun ab-
schliessend geklärt, sagte etwa
Grüne-Kantonsrätin Barbara
Wyss Flück: «Die Institutionen
können nun hoffentlich wieder
ihre Energie auf die Qualität
ihres Angebots legen und wer-
den nicht länger zwischen Kan-
ton und Gemeinden hin und
hergeschoben.»

Oppositiongabeseinzig von
Seiten der SVP. Gleich vier
Punktekritisierte SprecherTho-
mas Giger: Das neue Gesetz-
koste dieGemeinden zu viel, es
sei ungenügend abgeklärt wor-
den, obdieAngeboteüberhaupt
gewünscht würden, ein Büro-
kratiemonster würde erschaf-
fen. Und viertens: «Der Ton
passt uns nicht», so Giger. Man
stelle eine starke Tendenz fest,
die Bürger zu bevormunden.
«Man geht unter dem Deck-
mantel der Prävention davon
aus, dass der Bürger nichtmehr

vonsichausverantwortungsvoll
ist.» Dieser Aussage hielt SP-
KantonsratUrsHuberentgegen:
«Wenn man bei der Schulden-
beratung ist, ist man erwiese-
nermassen irgendwo überfor-
dert.»DieganzeVorlagedeswe-
gen abzulehnen, sei fahrlässig.

Soweit kam es allerdings
nicht: Nebst der SVP war nie-
mand grundsätzlich dagegen,
die Revision des Gesetzes wur-
de mit 76 zu 20 Stimmen deut-
lich angenommen.

Freiwilligenarbeit:Wie
konkret soll es sein?
Zuvor hatte es allerdings noch
zu einem Detail Diskussionen
gegeben. Es ging um die Frage:
Wie konkret soll das neue Ge-
setz den Gemeinden vorschrei-
ben,was siebeiderFreiwilligen-
arbeit zu leisten haben?

DieRegierung hatte sich für
deutliche Formulierungen ent-
schieden: Die Gemeinden «ge-
währleisten» Freiwilligen den
Zugang zu Einsatzmöglichkei-
ten; oder:DieGemeinden«sor-
gen dafür», dass die Einsätze
nach anerkannten fachlichen
Standards vermittelt werden.

Diese deutlichen Formulie-
rungen gingen der vorberaten-
denFinanzkommission zuweit.
Sie beantragte, diese Passagen
aus dem Gesetz zu streichen.

Die Gemeinden sollen damit
zwar nach wie vor etwas tun
müssen, dochwasgenau, sollen
sie selbst entscheiden können.
In der Folge entbrannte eine
Diskussion über Freiwilligen-
arbeit und deren Funktion.

Stellvertretend für das eine
Lager fand CVP-Kantonsrätin
Tamara Mühlemann Vescovi:
«Freiwilligenarbeit ist nicht gra-
tis. Und sie braucht in Gottes
NamenStrukturen.»Und iman-
deren Lager meinte SVP-Kan-
tonsrat Thomas Giger: «Mit so
vielenEinschränkungenwerden
wir Freiwilligenarbeit verhin-
dern.»Denn ihrVorteil sei, dass
sie unkompliziert sei. Regie-
rungsrätin Susanne Schaffner
versuchte zu beschwichtigen:
Das Gesetz sehe keine konkre-
ten Verpflichtungen für die Ge-
meinden vor, sondern sei als
«wertvollerHinweis», quasi als
Denkanstoss gedacht.Dochda-
mit vermochte siediebeidenLa-
ger nicht zu versöhnen.

Die Lösung hatte schliess-
lich FDP-Kantonsrat Markus
Spielmann parat. Sein Vor-
schlag: Die diskutierten Ge-
setzespassagen sollen nicht er-
satzlos gestrichen, sondern mit
einem etwas offener formulier-
ten Artikel ersetzt werden. Die-
ser Vorschlag fand dann eine
Mehrheit. (rka)

Streit um zwei Millionen mehr
für «arme» Gemeinden
Finanzausgleich Der Kantons-
rat hat jährlich die Parameter
für den Finanz- und Lastenaus-
gleich unter den Gemeinden
festzulegen. Kernstück ist der
Ressourcenausgleich zwischen
Gemeindenmithoherund tiefer
Steuerkraft (Staatsteueraufkom-
menproKopfderBevölkerung).
Gemeinden mit überdurch-
schnittlichem Steuerkraftindex
bezahlen in den Ausgleichstopf
ein, aus dem Gemeinden mit
einem unterdurchschnittlichen
SteuerkraftindexBeiträgeerhal-
ten. Daneben gibt es noch den
(vom Kanton allein finanzier-
ten) geografisch-topografischen
und den soziodemografischen
Lastenausgleich.Hier kommtes
auf die zu unterhaltende Stras-
senlänge pro Einwohner sowie
auf die Ausländerquote und die
Zahl von Ergänzungsleistungs-
bezügern an.

Während die «Stellschrau-
ben» für den Ressourcenaus-
gleich unbestritten waren, kam
es am Dienstag im Kantonsrat
zu einer längeren Debatte über
dengeografisch-topografischen
und den soziodemografischen
Lastenausgleich. Der Regie-
rungsrat wollte die Mittel dafür
um je eine auf je 10 Millionen
aufstocken, die Finanzkom-
mission dagegen sah dafür kei-
nenAnlass.Vor allembeimgeo-
grafisch-topografischenLasten-

ausgleichhaltemansienicht für
begründet, dadieGemeinden ja
schon von der Beteiligung am
Kantonsstrassenbau entlastet
worden seien, soPräsidentMat-
thias Borner (SVP,Olten).

Das sah man auch in der
SVP, bei den Freisinnigen und
in der GLP so. Von der Auf-
stockung würden zum Beispiel
Mümliswil und Buchegg profi-
tieren, die aber beide für das
kommende Jahr die Steuern ge-
senkthätten.ZusätzlicheBeiträ-
ge seien somitnichtnötig,mein-
teFDP-SprecherChristianThal-
mann (Breitenbach). Am Ende
obsiegten aber die Befürwor-
ter der Aufstockung mit 54:42
Stimmen. Das helfe mit, die
Spannweite der Steuerfüsse zu
reduzieren, unddieMittel dafür
seien imFinanzausgleichsfonds
bereits vorhanden, der ordent-
liche Staatsbeitragmüsse dafür
nicht erhöhtwerden, begründe-
te SimonBürki (SP,Biberist) die
Zustimmung zum Antrag der
Regierung.EdgarKupper (CVP,
Laupersdorf) zeigte sich gereizt
vomVotumdesFDP-Sprechers.
SeineGemeindehabedieMittel
aus dem Finanzausgleich auch
genutzt, umdieSteuerbelastung
zu reduzieren. Das sei das gute
Recht einerGemeindeundheis-
se noch lange nicht, dass man
deswegen «Geld zu versauen»
habe. (mou)

SGV erneut mit
Millionengewinn –
Reserven steigen

Gebäudeversicherung Mit
einem satten Plus von 19,5 Mil-
lionenFranken schlossdie Solo-
thurner Gebäudeversicherung
das vergangene Geschäftsjahr
ab. Das wurde im Kantonsrat
erfreut zur Kenntnis genom-
men, gleichzeitig gab es aber
auch relativierende Stimmen:
«Die SGV arbeitet zurzeit gut,
unddasSchicksal ist ihrwohlge-
sinnt», sagte etwa SP-Kantons-
ratMarkusAmmann.Dennzum
einen schlossen die Börsen po-
sitiv ab, zum anderen hatte der
Kanton 2020 verhältnismäs-
sig tiefe Schäden zu beklagen.
Brandschäden verursachten
Kosten von 5,8 Millionen Fran-
ken, Elementarschäden solche
in derHöhe 9,7Millionen Fran-
ken.

Die Reserven der Gebäude-
versicherung belaufen sich neu
auf 320 Millionen Franken.
Dem gegenüber steht ein ver-
sichertes Kapital von 91,4 Mil-
liardenFranken –über 100000
Gebäude sind bei der SGV ver-
sichert. Zu reden gab im Par-
lament einmalmehrdieZusam-
mensetzung der Verwaltungs-
kommission: darin sind mehr-
heitlich Männer der FDP ver-
treten. Hier beschwichtigte
RegierungsrätinBrigitWyss:Die
Zusammensetzung des Vor-
stands werde man diskutieren.
Allerdings nicht im Rahmen
desGeschäftsberichts, sondern
zu einem späteren Zeitpunkt,
beiderTotalrevisiondesGebäu-
deversicherungsgesetzes. Der
SGV-Geschäftsbericht wurde
schliesslichdeutlichmit80zu17
Stimmen gutgeheissen. (rka)


